Staat und Verteilung 7


§ 7 Die Konsequenzen der entwickelten Theorie für die Ausgestaltung der staatlichen Finanzpolitik

1. Vorbemerkung

Nach den Überlegungen von § 3 ist es trotz der festgestellten distributiven Effizienztendenzen unwahrscheinlich, dass das System der marktlichen Leistungsabgeltung und der private Transferprozess ein gesellschaftliches Verteilungsoptimum im Sinne der opfertheoretischen Vorstellungen von § 5 erreichen.

Insofern besteht bezüglich der Einkommensverteilung Korrekturbedarf. Nach dem Demokratie-Modell von § 6 existieren Anhaltspunkte dafür, dass die Wähler im kollektiven Willensbildungsprozess der demokratischen Wahl ihre Verteilungspräferenzen aufdecken und damit dem Staat Informationen über die Richtung liefern, in der die Korrektur der Verteilungsverhältnisse gehen muss. Daraus ergibt sich Legitimation für eine staatliche Umverteilungspolitik. Schließlich erzwingt der Parteienwettbewerb, dass sich der Staat mit seiner Umverteilungspolitik dem Korrekturbedarf tatsächlich stellt.

 Die Frage ist nun, wie die Finanzpolitik des Staates zu diesem Zweck ausgestaltet sein sollte. Auch diesbezüglich lassen sich einige Antworten aus der aufgestellten Theorie ableiten:

Im Bereich privater Verteilungsziele geht es nur um Vermittlung bzw. Schlichtung rein privater Verteilungskonflikte. Es liegen keine externen Verteilungspräferenzen auf Seiten Dritter vor. Der Staat sollte hier nur das Angebot der zivilen Gerichtsbarkeit bereit halten.

Im Bereich gemischter, sowohl privater wie öffentlicher Verteilungsziele reichen die individuellen Verteilungspräferenzen der potentiellen Transfergeber über die Grenze der engeren Privatsphäre hinaus. Ihr Realisierung unterliegt aber den genannten “imperfections“. Der Staat verfügt seinerseits nicht über ausreichend differenzierte Informationen und geeignete Instrumente, um alleine eine Korrektur zum Besseren herbeizuführen. Er sollte daher nur regulierend eingreifen und privates Umverteilungshandeln fördern.

Im Bereich rein öffentlicher Verteilungsziele reichen die individuellen Verteilungspräferenzen voll ausdifferenziert über den Bereich der Gesamtgesellschaft, oder sie beziehen sich auf anonyme Personengruppen bzw. allgemeine Eigenschaften der gesamtgesellschaftlichen Einkommensverteilung. Hier muss der Staat selbst redistributiv tätig werden, d.h. sich mit eigenen Transfers direkt am Prozess der Einkommensumverteilung beteiligen.

2. Abdeckung der Bedürftigkeit als wichtigste distributive Aufgabe des Staates

Die wichtigste Aufgabe des Staates ist die Abdeckung der persönlichen Bedürftigkeit unter den Gesellschaftsmitgliedern, denn sie wird, anders als die faire Abgeltung der produktiven Leistungsbeiträge, vom Marktsystem nicht wahrgenommen und sollte von ihm auch nicht wahrgenommen werden.

Persönliche Bedürftigkeit kann in verschiedener Form auftreten.

	Art der Bedürftigkeit:
	Einkommensspezifisch
	Güterspezifisch

	Sockel
	1
	3

	marginal wirksam
	2
	4


Feld 2: 

Allgemeiner Bedürftigkeitstatbestand, der sich aus der Einkommensabhängigkeit des ökonomischen Wohlergehens ergibt und dem die Zielsetzung der Gleichverteilung des ökonomischen Wohlergehens bei ihrer einkommensmäßigen Umsetzung Rechnung tragen muss (vgl. §2 Abschnitt 4), sofern dies als sinnvolles Ziel angesehen wird.

in allgemeiner Form betrifft dieser einkommensspezifische Bedürftigkeitsaspekt ausnahmslos alle Mitglieder der Gesellschaft

Außerdem Tatbestand einer gesonderten Bedürftigkeit, die unter den Gesellschaftsmitgliedern nur in Einzelfällen auftritt

es könnte sein, dass eine Person für ein gleiches ökonomisches Wohlergehen von allen Gütern mehr benötigt, als der Normalbürger unter sonst gleichen Umständen benötigen würde; praktisch benötigt die Person also, bei welchem Wohlergehensniveau auch immer, mehr Einkommen als der Normalbürger (vgl. § 2 Abschnitt 4)

Feld 1:

Der Fall, dass das Einkommen nicht ausreicht, die physische oder sozial angemessene Existenz einer Person zu sichern; das ist der Fall der Einkommensarmut

Feld 3 und 4:

Hier werden die sockelmäßig oder marginal wirksamen Bedürftigkeiten erfasst, soweit sie sich auf einzelne Güter beziehen. 

Eine güterspezifische Bedürftigkeit liegt in dem Sinne also vor, wenn eine Person, bezogen auf ein Gut, einen durch objektivierbare Tatbestände belegten Mehrbedarf nachweisen kann, wie er für eine Person unter sonst gleichen Umständen normalerweise nicht nachzuweisen wäre.

Güterspezifische Bedürftigkeiten sind immer gesonderte Bedürftigkeiten.

Die vier unterschiedenen Arten werden hier unter dem positiven Aspekt beschrieben, also wie sie das ökonomische Wohlergehen der Person beeinflussen.

Präferenztheoretisch muss aber beachtet werden, dass Bedürftigkeit auch einen normativen Aspekt hat, der sich auf die gesellschaftliche Anerkennung des Hilfeanspruchs und einer entsprechenden Hilfsverpflichtung bezieht.

Bei Berücksichtigung dieses normativen Aspektes, lässt sich die Frage beantworten, wie der Staat seine Transfers an die Bedürftigen gestalten soll.

Insbesondere ermöglicht die Definition güterspezifischer Bedürftigkeit dann auch eine Abklärung der von MMK aufgestellten Norm "kategorialer Gerechtigkeit" (BD. 1 S. 120) und ihrer finanzpolitischen Konsequenzen.

Diese Konsequenzen richten sich bei MMK vor allem auf die Frage, ob der Staat aufgrund der Norm bedürftigen Personen mit güterspezifisch gebundenen Transfers oder mit frei verfügbaren Einkommenstransfers helfen soll.

Bei der Überprüfung ist nach der Art von Bedürftigkeitssituationen zu unterscheiden:

a) Einkommensspezifische Bedürftigkeit (Einkommensarmut):

Z.B. hier die einkommensspezifische Bedürftigkeit (Einkommensarmut) ist in keiner Weise güterspezifisch und bietet daher auch in keiner Weise eine Grundlage für die Ableitung einer güterspezifischen Gerechtigkeitsnorm. Natürlich kann der Staat in diesem Fall das existenzminimale Einkommen anhand der Kosten einer Minimalausstattung mit dringlichsten lebensnotwendigen Gütern (MMK: Nahrung, Kleidung, Wohnung, usw.) bemessen. Aber diese Bemessung des Minimalbudget anhand von einigen wenigen ausgewählten Güterarten ist kein Argument, um damit eine Norm "kategorialer Gerechtigkeit" zu begründen. 

Wenn man entscheiden will, ob im Fall einkommensspezifischer Bedürftigkeit und damit auch der Einkommensarmut gebundene oder frei verfügbare Einkommenstransfers angemessen sind, zählen im wesentlichen andere Argumente, die von MMK an verschiedenen Stellen ihres Buches auch genannt werden:

1. Argument entspricht einem liberalen ethischen Werturteil, insbesondere auch der Forderung der Rawls'schen Ethik, der Verteilung der Freiheitsrecht einen lexikalischen Vorrang vor der Verteilung der ökonomischen Verfügungsrechte einzuräumen.

Danach müsste die Hilfeleistung in Form frei verfügbarer Einkommenstransfers gewährt werden, so dass der Empfänger volle Konsumentensouveränität behielte

- kann sich dann auf vorteilhafteste Weise die Güter beschaffen
2. Argument steht dem gegenüber: ein pragmatisches, das sich auf die Vermutung meritorischer verzerrter Präferenzen und eingeschränkter Verhaltenssouveränität stützt und zudem davon ausgeht, dass in Not und Verzweiflung und in gesellschaftliche Randsituationen geratene Menschen nicht mehr ohne weiteres bereit sind, das System der gesellschaftlichen Normen und Spielregeln zu akzeptieren.

Daher dürfte diesen Personen vielfach nicht die volle Verantwortung für die angemessene Verwendung frei verfügbarer Einkommenstransfers überlassen werden.

Diese Argumentation wird von Volkswirten wegen ihres autoritären Charakter als fragwürdig angesehen, sie entspricht aber der beruflichen Erfahrung der Sozialhelfer.

3. MMK fügen in der Diskussion noch ein innerhalb der paretianischen Theorie durchaus zugkräftiges Argument hinzu, dass nämlich die letzten Transfergeber, also die Steuerzahler, für die Finanzierung gebundener Transfers eher zu gewinnen seien als für die Finanzierung frei verfügbarer Einkommenstransfers.

Dabei ist daran zu denken, dass der damit verbundene Paternalismus des Steuerzahlers die Pareto-Norm nicht verletzt. 

Dennoch ist dieser Paternalismus wiederum dem Verdacht ausgesetzt, die Rawls'sche Forderung eines Vorrangs der Freiheitsrechte zu missachten und damit ethisch eher fragwürdig.

Ergebnis:

Für den Fall einkommensspezifischer Bedürftigkeit ergibt sich daher im Grundsatz eine Entscheidung zu Gunsten frei verfügbarer Einkommenstransfers.

Es muss jedoch zugestanden werden, dass der Staat in kritischen Einzelfällen oder im Fall eines nicht sehr wohlhabenden Staates gezwungen sein kann, sich auf die Sicherung der physischen Existenz zu beschränken und dann auch im Fall der Einkommensarmut nur die dringendsten lebensnotwendigen Güter einseitig zur Verfügung stellt. In diesem Fall müsste hingenommen werden, das Transfer als gebundene  oder Sachtransfers ausgestaltet werden.
b) Güterspezifische Bedürftigkeit:

Handelt es sich dagegen um den Fall güterspezifischer Bedürftigkeit, den man als tragfähige Basis zur Ableitung einer Norm "kategorialer Gerechtigkeit" ansehen kann, dann und erst dann fällt die Entscheidung anders aus:

Güterspezifischer Bedürftigkeit findet ihre Begründung in einem objektivierbaren Mehrbedarf oder einer größeren Kostspieligkeit des betreffenden Gutes.

Diese Tatbestände zwingen der bedürftigen Person (im Vergleich zu einer nicht bedürftigen) eine andere, verzerrte Konsumstruktur auf.

Der gebundene Transfer ist hier grundsätzlich und nicht nur als zweitbeste Ausstattung gerechtfertigt.

Er dient hier dazu, den güterspezifischen Mehrbedarf gerade so abzudecken, dass die gleiche Konsumstruktur realisiert wird, wie sie bei Nicht-Auftreten der Bedürftigkeit realisiert worden wäre.

Die Herstellung dieser eigentlich gewünschten Konsumstruktur rechtfertigt die sachliche Bindung des Transfers und die damit verbundene staatliche Mehrausgabe.


          X2





   Pa



         P‘a



Pr

     Na





 Nr







X1

Abbildung 1
In Abb. 1 wird das Indifferenzkurven-System zweier Individuen, a und r, bezogen auf die beiden Güter 1 und 2 durch jeweils eine einzige Indifferenzkurve repräsentiert.

- an sich völlig gleiche Güterpräferenzen

Infolge einer güterspezifischen Bedürftigkeit benötigt a jedoch bei gleichem Konsum von Gut 1 eine um 50% größere Menge des Gutes 2 als r, um das gleiche Nutzenniveau wie r zu erreichen.

Entsprechend ist der vertikale Abstand seiner Indifferenzkurve (gestrichelte rote Linie) von der Abszisse bei Individuum a generell um 50% größer als bei r (durchgezogene Linie). Das Gleiche gilt für die Steigung der Indifferenzkurve des a im Vergleich zu der des r.

Annahme: 

- der Staat gewähre a eine güterspezifische Hilfe, die den Mehrbedarf an Gut 2 finanziell vollständig abdeckt

- der gebundene Transfer verursacht für a eine Verbilligung des Gutes 2 um ein Drittel

- durch die Verbilligung erhöht sich für a auch die Steigung der Budgetgeraden um 50%

Ergebnis:

- unter diesen Umständen trifft a die Konsumentscheidung Pa
- in Pa kauft a die gleiche Menge des Gutes 1 und verbraucht dafür auch den gleichen Anteil seines ursprünglichen Einkommens, genau wie r

- von Gut 2 kauft es dagegen entsprechend seinem bedürftigkeitsbedingten Mehrbedarf eine um 50% größere Menge als r, verwendet dafür aber nur den gleichen Anteil seines ursprünglichen Einkommens wie r

Der gebundene Transfer erfüllt seinen Zweck, ohne eine allokative Verzerrung im Konsum der anderen Güter zu verursachen, die das bedürftige Individuum abseits von Gut 2 konsumieren mag.

Hätte der Staat einen frei verfügbaren Einkommenstransfer gleicher Höhe gewährt, hätte a den Transferbetrag nicht ausschließlich auf Gut 2 verwendet.

- einen Teil auch für Gut 1 (Punkt Pa' ) und gegebenenfalls für andere Güter

- dabei realisiert es sogar ein höheres Nutzenniveau
Aber dies wäre nicht im Sinne der staatlichen Hilfeleistung. Der frei verfügbare Einkommenstransfer hätte nicht zur Realisierung der gleichen Konsumstruktur des a beigetragen.

Die bedürftigkeitsbedingte verzerrte Konsumstruktur wäre nicht kompensiert worden.

Insofern ist diese Regelung ineffizient.

Insgesamt ähnelt die Problemlage der, die im Zusammenhang mit der Behauptung meritorisch verzerrter Präferenzen diskutiert wird. Aber es bestehen deutliche Unterschiede zwischen beiden Problemlagen. 

Hier handelt es sich anders als dort um die Hilfeleistung gegenüber einer güterspezifischen Bedürftigkeit, die objektiviert nachgewiesen werden kann und gesellschaftlich anerkannt wird. 

Die letzten Transfergeber, d.h. die Steuerzahler, werden angesichts dieses Sachverhalts zu Recht die gütergebundene Unterstützungszahlung einer frei verfügbaren Unterstützungszahlung vorziehen (vgl. Präferenzfunktion (9) von § 2 Abschnitt 4), und man kann ihnen deswegen nicht den Vorwurf des Paternalismus machen.

Es kommt auch zu keiner fragwürdigen autoritären Auferlegung fremder Präferenzen. 

Immerhin wird wegen der Ähnlichkeit der Problemlagen verständlich, daß MMK in ihrem Lehrbuch einen inneren Zusammenhang zwischen dem Problem der kategorialen Gerechtigkeit einerseits und dem Problem meritorischer Bedürfnisse andererseits vermuten.

Physisches Existenzminimum: Subsistenzmittelbedarf des Individuums ( gering steigt nicht an

Soziales Existenzminimum: in Prozent des gesellschaftlichen Standardeinkommens ( zu dynamisieren

3.Überprüfung der klassischen distributiven Besteuerungsprinzipien

Wenn der Staat zur Sicherung des Existenzminimums und zur Abdeckung sonstiger Bedürftigkeiten einseitige Transfers gewährt oder der Gesellschaft unentgeltlich öffentliche Güter zur Verfügung stellt, so ergibt sich das Problem, wie die zur Finanzierung erhobenen Steuern auf die Gesellschaftsmitglieder umgelegt werden sollen.

Finanzwissenschaft hierzu ein System von Orientierungsprinzipien:

· ein Prinzip ( Gleichmäßigkeit der Besteuerung, Norm horizontaler Gleichbehandlung der Steuerpflichtigen; entweder wird der aus den Staatsleistungen gezogenen Nutzen oder die sogenannte steuerliche Leistungsfähigkeit des Bürgers zum inhaltlichen Gleichbehandlungskriterium gemacht

· Prinzip der Umverteilung, das einen Ausgleich unangemessener Verteilungsdisparitäten im Sinne vertikaler Gerechtigkeit zu erreichen sucht; stellt ab auf das ökonomische Wohlergehen der Bürger als letzter Orientierungsgröße und damit auf eine wohlfahrtstheoretische Kategorie
Im Bereich der direkten Besteuerung stellt die Steuerpolitik vor allem auf das Leistungsfähigkeitsprinzip ab.

- bei der individuellen Bemessung der Steuer scheidet eine Nettobelastung der Einkommen unterhalb der existenzminimalen Höhe aus 

( unabhängig davon ob auf ein physisches oder soziales Existenzminimum abgestellt

( unabhängig ob existenzminimalen Lebenshaltungskosten mit staatlichen Transfereinkommen oder mit privaten Transfer- bzw. Markteinkommen gedeckt werden

Für die steuerliche Freistellung des Existenzminimums auch unerheblich die Höhe des Gesamteinkommens. 

Für den Fall der Erhebung einer Einkommensteuer läuft daher die ganze Überlegung auf das Einräumen eines tariflichen Freibetrages in Höhe des existenzminimalen Einkommens hinaus. ( das erste Konsequenz des Leistungsfähigkeitsprinzips

Eine zweite Konsequenz betrifft die Belastung der über den tariflichen Freibetrag hinausgehenden Einkommensbeträge durch eine Einkommenssteuer. 

Dazu hat die Finanzwissenschaft drei klassische Opferprinzipien der Steuerbemessung formuliert:

· das Prinzip absolut gleichen Opfers

· das Prinzip proportional gleichen Opfers

· das Prinzip marginal gleichen Opfers

Die Anwendung dieser Opferprinzipien auf das Problem der Steuerbemessung muss deutlich unterschieden werden von der übertragenen, nur analogen Anwendung auf die Bestimmung des optimalen Verteilungskompromisses in § 4. Bei den klassischen Opferprinzipien der Steuerlehre geht es darum, die steuerliche Einkommensminderung für alle Bürger der Gesellschaft so zu bemessen, dass ein jeder eine gleiche Einbuße an ökonomischen Wohlergehen bzw. eine gleiche Nutzeneinbuße (Nk) erfährt, was eine kardinale Nutzenmessung verlangt. 

Bei der übertragenen, analogen Anwendung der Prinzipien dagegen geht es darum, das gegebene gesellschaftliche Gesamteinkommen so umzuverteilen, daß jeder Bürger eine gleiche Präferenzeinbuße im übergeordneten Sinn (Uk) erfährt, wozu ein kardinaler Wohlfahrtsvergleich nicht erforderlich ist. Die übertragene Anwendung zielt auf einen ganz anderen Sachverhalt ab.

Darstellung des präferenztheoretischen Instruments der Bergson-Funktion:

· um Aggregationsproblemen aus dem Wege zu gehen ( im folgenden auf die individuelle Bergson-Funktion eines einzelnen Gesellschaftsmitgliedes zurückgegriffen

· es wird also darauf abgestellt wie dieses Entscheidungssubjekt die genannten Opferprinzipien sieht

· dabei Annahme: einer n-Personen-Gesellschaft und das Entscheidungssubjekt glaube, das materiell bedingte ökonomische Wohlergehen der Gesellschaftsmitglieder bzw. deren Einkommensnutzen kardinal messen und interpersonell vergleichen zu können

für k nach (1) § 3

(1) 
[image: image1.wmf](

)

U

V

N

,

.

.

.

,

N

k

k

k1

kn

=


a) Das Prinzip absolut gleichen Opfers

Das Prinzip absolut gleichen Opfers der Steuerlehre fordert, die steuerliche Belastung der Einkommen so zu bemessen, dass ein jedes Gesellschaftsmitglied durch die steuerliche Einkommensminderung eine absolut gleiche Minderung seines ökonomische Wohlergehens erfährt.

Wird die Steuer in diesem Sinn umgelegt, werden insoweit alle Bürger als distributiv gleich behandelt angesehen. Die steuerliche Minderung berührt daher nur das allgemeine Niveau; die resultierende Verteilung des ökonomischen Wohlergehens wird als distributiv gleichwertig mit der Ausgangsverteilung angesehen.

Teilt das Entscheidungssubjekt diese Ansicht, prägt dies seine Bergson-Funktion:

Verteilungssituationen gelten ganz allgemein als distributiv gleichwertig, wenn mit ihnen trotz unterschiedlicher allgemeiner Niveaus des ökonomischen Wohlergehens absolut gleiche interpersonelle Abstände diese Wohlergehens verbunden sind.

Diese Vorstellung jedoch nicht akzeptabel: 

Bloße Verschiebung der Indifferenzkurve um den absolut gleiche Betrag nach links unten

Vollzieht man die Indifferenzkurven-Verschiebung immer weiter in Richtung auf den Koordinatenursprung, wird die so verschobene Kurve aber irgendwann einmal zwangsläufig die Koordinatenachsen schneiden. Aufgrund der so abgeleiteten Indifferenzkurve könnte dann schließlich eine Person auf dem Weg der “distributiven Substitution“ (Bewegung entlang der Indifferenzkurve) an den Rand ihrer Existenz gedrängt werden.

Das wäre normativ nicht akzeptabel.
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Abbildung 2
Die Konsequenzen für das Prinzip gleichen Opfers und das ihm zugrundeliegende distributive Werturteil liegen auf der Hand.

Steuerbedingt absolut gleiche Nutzeneinbußen verlagern eine beliebige Verteilungssituation auf er im Ausgang geltenden Indifferenzkurve von Abb. 2 mit einer Steigung von 45° nach links unten auf eine niedrigere Indifferenzkurve. Ist die steuerliche Nutzeneinbuße groß genug, kann eine Verteilungssituation resultieren in der das ökonomische Wohlergehen der einen Person auf Null sinkt, das der anderen aber noch einen positiven Wert behält. 

( das Prinzip des absolut gleichen Nutzenopfers als Konkretisierung des Leistungsfähigkeitsprinzips und das zugrunde liegende distributive Werturteil als Norm steuerlicher Gleichverteilung scheidet aus 

b) Das Prinzip gleichen proportionalen Opfers

Liegt ein distributives Werturteil zugrunde, nach dem Verteilungssituationen als distributiv gleichwertig gelten, wenn das ökonomische Wohlergehen trotz unterschiedlicher allgemeiner Niveaus in gleichen Relationen auf die Gesellschaftsmitglieder verteilt ist.

Wird das Wohlergehen eines jeden infolge der Einkommensbelastung um den gleichen Prozentsatz gekürzt, bleiben die relativen Wohlergehenspositionen unberührt. Diese Vorstellung ist normativ akzeptabel und findet ihren präferenztheoretischen Niederschlag in der Homothesie-Eigenschaft der Bergson-Funktion. Insofern fügen sich die Vorstellungen zum proportional gleichen Nutzenopfer nahtlos in die hier formulierte Theorie ein.

Lässt sich leider nicht operationalisieren
c) marginales Opfer

neue Bedeutung durch hier ausformulierte normative Theorie

sie ergibt sich folgerichtig aus dem Grundprinzip steuerlicher Umverteilung, das im Sinne der vertikalen Gerechtigkeit auf eine Maximierung der distributiven Wohlfahrtsfunktion abstellt (S.S. 86 vage)

4. Berücksichtigung gesonderter persönlicher Bedürftigkeit in der Bemessung der Einkommenssteuerschuld

Sofern allgemein anerkannt, wird der Staat Transferzahlungen veranlassen (Sozialhilfe, Arbeitslosenhilfe usw.).

Zu einem anderen Teil wird er den Bedürftigkeitstatbeständen mit steuerlichen Regelungen Rechnung getragen (z.B. Kinder- und Altersfreibeträge).

5. Spendenabzug bei der steuerlichen Einkommensermittlung

Mangels ausreichender Information kann eine rein staatliche Umverteilungs- bzw. Transferpolitik nur grob und unzulängliche sein und bedarf Ergänzung durch private Transfertätigkeit.

Private Transfertätigkeit ist aber, wie aus der Theorie bekannt, normativ unzulänglich und daher ist es sinnvoll das der Staat eingreift und korrigiert.

Durch Regelungen für Spendenabzug von steuerlichen Bemessungsgrundlage kann ein Anreiz zur freiwilligen Umverteilung im Sinne der abgeleiteten sozialen Verteilungspräferenzen gefördert werden.

6. Distributive Excess-burden

Wenn der Staat das soziale Verteilungsoptimum mit Hilfe staatlicher Umverteilungsmaßnahmen zu erreichen sucht, muss berücksichtigt werden, dass dieses Verteilungsoptimum auf einem Kompromiss der entsprechenden individuellen Verteilungsvorstellungen beruht. Gesellschaftsmitglieder, die mit der Kompromisslösung nicht einverstanden sind, sich den staatlichen Umverteilungsmaßnahmen aber unterwerfen müssen, werden daher ihr freiwilliges privates Umverteilungshandeln so anpassen, dass das Gesamtergebnis des Transferprozesses ihren individuellen Verteilungsvorstellungen möglichst nah kommt. Mit diesen Reaktionen verhindern sie aber, dass die staatlichen Umverteilungsmaßnahmen ihr Ziel erreichen. 

Es mag sein, dass der Endzustand des gesamten Transferprozesses pareto-optimal ist; dass er auf die Realisierung des sozialen Verteilungsoptimums hinausläuft, muss jedoch wegen der Anpassungsreaktionen der Gesellschaftsmitglieder ausgeschlossen werden.

Gemessen am sozialen Verteilungsoptimum resultieren also distributive Wohlfahrtsverluste (excess-burden), wie sie ähnlich im allokativen Entscheidungsprozeß anfallen.
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